eniyalz, 


Organ des Verbandes schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 


Redaktion: A. Meyer 
Verantwortlich für Druck und Herausgabe: Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
Erscheint wöchentlich - Basel, den 19, September 1953 - 53. Jahrgang - Nr. 38 


Der Kongress des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes 


11.-13. September 1953 in Interlaken 


Der 32. ordentliche Kongress des Schweizerischen Ge- 
werkschaftsbundes hat — zum letztenmal unter dem 
Vorsitz von Robert Bratschi — von Freitag, den 11.Sep- 
tember, bis Sonntag, den 13. September, in Interlaken 
stattgefunden. Infolge seiner Ernennung zum Direktor 
der Bern-Lötschberg-Simplon-Bahn mit Amtsantritt 
auf 1. Januar 1954 wird Robert Bratschi auf Ende die- 
ses Jahres vom Präsidium des Schweizerischen Gewerk- 
schaftsbundes zurücktreten; der Gewerkschaftsaus- 
schuss wird also noch vor Neujahr die Wahl des neuen 
Präsidenten vornehmen. 


Wem es vergönnt ist, an einem solchen Gewerkschafts- 
kongress teilzunehmen, für den kann kein Zweifel daran 
bestehen, dass neben dem Verband schweiz. Konsum- 
vereine der Schweizerische Gewerkschaftsbund eine der 
Grundstützen unserer 


wirtschaftlichen Demokratie 


darstellt. Parallel zu den grossen Anstrengungen der Kon- 
sumenten, ihre Angelegenheiten selber in die Hand zu 
nehmen (Anstrengungen, die in den 572 dem V.S.K. an- 
geschlossenen Konsumgenossenschaften Gestalt an- 
genommen haben), haben es auch die Arbeiter verstan- 
den, durch die lokalen Gewerkschaften, durch die kan- 
tonalen Kartelle und durch die im Gewerkschaftsbund 
vereinigten grossen Landesverbände mehr und mehr ihr 
eigenes Los zu meistern. Es gibt heute keine wirtschaft- 
lichen Fragen von Bedeutung mehr, welche ohne die 
Mitsprache und die Mitarbeit des Schweizerischen Ge- 
werkschaftsbundes behandelt oder gelöst werden könn- 
ten. 

Um mitreden und mitwirken zu können, um nötigen- 
falls ein Problem aufgreifen und die notwendigen Unter- 
suchungen anstellen zu können, hat sich der Gewerk- 
schaftsbund in seinem und im Dienste des Landes einen 
hervorragenden Apparat geschaffen. Der soeben in 
Interlaken abgehaltene Kongress war nicht nur wegen 
der Zahl und der Bedeutung der auf der Traktandenliste 
stehenden Fragen ein eindrückliches Erlebnis, sondern 
auch durch die sachliche Zuständigkeit, mit welcher 


diese Fragen behandelt wurden, durch die Objektivität, 
die Gründlichkeit, kurz den Gehalt der dazu erstatteten 


Berichte. 
* 


Mit besonderer Freude sahen wir unter den zahl- 
reichen Gästen aus der Schweiz und aus dem Ausland 
(es waren deren im ganzen 75, wozu allerdings zu be- 
merken ist, dass die ordentlichen Kongresse des Schwei- 
zerischen Gewerkschaftsbundes nur alle drei Jahre 
stattfinden) zwei Vertreter des Schweizerischen Bauern- 
verbandes. Die Bundesräte R. Rubattel und M. Weber 
vertraten unsere ausführende Landesbehörde. 

Der 


Geschäftsbericht der Jahre 1950-1952 


wurde einstimmig angenommen. Auf mehr als 200 Seiten 
werden die Entwicklung der Weltwirtschaft und der 
schweizerischen Wirtschaft, die soziale Entwicklung, 
die soziale Gesetzgebung und der Schutz der Arbeiter, 
die Wirtschaftspolitik, das gewerkschaftliche Bildungs- 
wesen sowie alle internen Fragen des Gewerkschafts- 
bundes und der ihm angeschlossenen Landesverbände 
behandelt. (Dieser Geschäftsbericht kann von der 
V.S.K.-Bibliothek leihweise bezogen werden.) 

Der Kongress stimmte dem Vorschlag seiner leitenden 
Organe zu, unverzüglich eine 


Volksinitiative 
zum Schutze der Mieter und Konsumenten 


zu lancieren. In einem ebenso ausführlichen wie sach- 
lich hervorragend unterlegten Bericht erläuterte E. Wyss 
triftige Gründe, der Teuerung auf diesem Gebiet nach- 
drücklich Halt zu gebieten. «Es gibt keine stichhaltigen 
Gründe», so sagte er, die für den Beschluss der eid- 
genössischen Räte, wonach die Mietzinskontrolle, un- 
geachtet der \Vohnungsmarktlage, bis Ende 1956 ab- 
gebaut werden solle, sprechen würden. Gegen diesen 
Versuch müssen wir uns mit allen Mitteln zur Wehr 
setzen. Wir dürfen es niemals zulassen, dass den Mietern 
in den nächsten Jahren Mietzinserhöhungen von 30 und 


mehr Prozent anfgebürdet werden...», und er führte 
weiter aus: «... die Arbeiterschaft wird niemals bereit 
sein, Reallohneinbussen als Folge von Mietzinser- 
höhungen in Kauf zu nehmen. Steigen die Mieten, dann 
müssen die Löhne der neuen Teuerung angepasst wer- 
den. Sind die Mieter infolge der Wohnungsnot ohnehin 
schon seit Jahren der Willkür der Hausbesitzer aus- 
geliefert, so soll nun dieser Zustand etwa noch ver- 
schlimmert werden? Hier sagt die Gewerkschafts- 
bewegung: Nein.» 


In bezug auf die Preiskontrolle wird «mit dem Volks- 
begehren keineswegs eine dauernde Verankerung der 
Preiskontrolle in der Bundesverfassung angestrebt, son- 
dern», wie E. Wyss ausführte «lediglich eine durch die 
Zeitumstände bedingte Beibehaltung einzelner preis- 
kontrollrechtlicher Befugnisse des Bundes.» Die vom 
Gewerksehaftsbund in die Wege geleitete Initiative lehnt 
sich damit wiederum an die von den eidgenössischen 
Räten abgelehnten oder stark geänderten ursprüng- 
lichen Vorschläge des Bundesrates an, und sie beruht auf 
den gleichen Überlegungen, wie wir sie an dieser Stelle 
schon mehr als einmal dargelegt haben. 


G. Bernasconi legte über die 
zweite Revision der AHV 


eine gründliche und alle Punkte berücksichtigende Un- 
tersuchung vor (auch dieser Text kann von der Biblio- 
thek des V.S.K. leihweise bezogen werden). In einer 
einstimmig angenommenen Resolution wurde mit Ge- 
nugtuung Kenntnis genommen von den Beschlüssen der 
eidgenössischen AHV-Kommission und des Bundes- 
rates, wonach der technische Überschuss in erster Linie 
zur Verbesserung der Rentenleistungen verwendet wer- 
den soll. So sehr nun aber die am Kongress versammel- 
ten Gewerkschafter die im Rahmen der zweiten Revi- 
sion der AHV vom Bundesrat vorgeschlagenen und vom 
Nationalrat gutgeheissenen Erhöhungen der Renten be- 
grüssten, so sehr bedauerten sie die im gleichen Zuge 
vorgesehene Aufhebung der Beitragspflicht für die über 
65jährigen Erwerbstätigen. Der Gewerkschaftsbund ist 
der Meinung, dass diese Massnahme keiner sozialen Not- 
wendigkeit entspricht, während andererseits für die AHV 
beträchtliche Summen für Leistungsverbesserungen aus- 
fallen. 


Der Kongress hatte ferner zu einem Dutzend Vor- 
schlägen Stellung zu nehmen, welche von kantonalen 
Kartellen oder von Landesverbänden unterbreitet wor- 
den waren und zum Teil mit grossem Eifer diskutiert 
wurden. Jean Möri, dem Generalsekretär des Geierk- 
schaftsbundes, fiel die Aufgabe zu, einen Antrag des 
Schweizerischen Typographenbundes über die 


Arbeitszeitverkürzung 


zu beantworten. Mit überzeugend fester Entschieden- 
heit vertrat er dabei den sehr vernünftigen Standpunkt, 
diesem Antrag grundsätzlich zuzustimmen - dieser ent- 
spricht ja der vom Gewerkschaftsbund ständig verfolg- 
ten Politik im Sinne einer Verkürzung der Arbeitszeit -, 
wobei er aber mit allem Nachdruck geltend machte, 
dass man sich nicht ohne Gefahr über die Konjunktur- 
verhältnisse und die besonderen augenblicklichen Um- 
stände hinwegsetzen könne. 
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Zur Frage der 
allgemeinen Arbeitsgesetzgebung 


erläuterte A. Steiner eine vom Gewerkschaftsausschuss 
vorbereitete Resolution; darin «wird der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund beauftragt, alles zu tun, damit der 
Ende 1954 ablaufende Bundesbeschluss über die All- 
gemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträ- 
gen unverzüglich durch ein Bundesgesetz über die Ge- 
samtarbeitsverträge und deren Allgemeinverbindlich- 
erklärung abgelöst wird. Der Bundesrat», so heisst es 
dort weiter, «sollte noch im Laufe dieses Jahres den 
eidgenössischen Räten einen endgültigen Entwurf 
unterbreiten, der der Entwicklung und den auf dem 
Gebiete der Arbeitsbeziehungen erzielten Fortschritten 
Rechnung trägt. Der neue Gesetzestext darf die Be- 
wegungsfreiheit der Vertragsorganisationen nicht be- 
hindern, sondern sollte sie erinutigen, paritätische Ab- 
machungen zu fördern, da solche den besten Beitrag 
zum sozialen Frieden darstellen.» In einem zweiten 
Punkt der Resolution wird festgestellt: «Obwohl der 
Kongress weiterhin dem Gesctz über die Gesamtarbeits- 
verträge den Vorzug gibt, ist er nichtsdestoweniger der 
Meinung, dass die Schaffung eines allzemeinen Arbeits- 
gesetzes ebenfalls einer dringenden Notwendigkeit ent- 
spricht. Er beauftragt daher «len Schweizerischen Ge- 
werkschaftsbund, bei den eidgenössischen Behörden 
vorstellig zu werden, damit diese die Prüfung der ver- 
schiedenen Vernehmlassungen betreilend das Bundes- 
gesetz über die Arbeit in Industrie, Handwerk, Han- 
del, Verkehr und verwandten Wirtschaftszweigen rasch 
zum Abschluss bringen.» 

Hauptgegenstand des Kongresses war der Bericht von 
Robert Bratschi über die 


allgemeine Politik 
des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes. 


Ausgehend von einer kürzlich erschienenen Arbeit von 
Professor Goetz Briefs: «Zwischen Kapitalismus und 
Syndikalismus» — eine Arbeit, welcher auch Bundesrat 
Max Weber in der letzten Nummer der «Gewerkschaft- 
liehen Rundschau» einen längeren Artikel gewidmet 

hat -, behandelte er in einem weitgreifenden Überblick 
zahlreiche Probleme der allgemeinen Wirtschaft. Dem 
Gewerkschaftsbund fällt dabei - wie der Redner be- 
tonte — weiterhin die Doppelaufgabe zu, «im Rahmen 
der bestehenden Ordnung die Interessen der Arbeit- 
nehmer wirksam zu wahren und durch Änderungen am 
Wirtschaftssystem im Sinne der Stärkung und des Aus- 
baus der Gemeinwirtschaft zu einer Ordnung zu ge- 
langen, die mehr soziale Gerechtigkeit und dem einzelnen 
mehr wirtschaftliche Unabhängigkeit und damit auch 
mehr Freiheit gewährleistet.» 

Diese Gemeinwirtschaft und ihre Entwicklung in der i 
Schweiz hat Robert Bratschi mit Worten beschrieben, h 
welche unsern Freund Professor Edgard Milhaud ent- { 
zückt hätten. Nachdem er kurz auf die Verhältnisse S 
in England hingewiesen hatte, führte der Redner aus, } 
dass die Gemeinwirtschaft in der Schweiz nicht die Be- E 
deutung erlangt hat wie in einigen andern Ländern des 
Westens, wiewohl sie auch bei uns an Bedeutung stän- 
dig zunimmt. Es ist im übrigen durchaus fehl am Platz, 
wenn in der Diskussion über die Gemeinwirtschaft alle 
jene Organisationen, die daran ein Interesse bezeugen, 


als «bolschewistisch» bezeichnet werden. Tatsächlich sind 
nämlich in unserem Land die wichtigsten Verstaat- 
lichungen von den Freisinnigen und den Konservativen 
durchgeführt worden. Gerade diese Kreise wollten zum 
Beispiel las Verkehrswesen nicht dauernd dem Zufalle 
und zum Teil der Willkür der Privatwirtschaft überlas- 
sen, weil ihnen die dabei beteiligten Interessen des 
Staates und der gesamten Öffentlichkeit zu wichtig 
schienen. Die PTT' gehören dem Bund und werden vom 
Bund betrieben: die Bahnen sind fast restlos im Besitze 
des Bundes oder cler Kantone und werden entsprechend 
geführt; die Verkehrs- und Versorgungsbetriebe in den 
Gemeinden sind zum grössten Teil kommunal. Dazu 
kommen das ausgebaute Genossenschaftswesen auf den 
Gebieten der Warenvermittlung, wie wir sie im V.S.K. 
und den angeschlossenen Vereinen kennen, die landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften und die Genossenschaften 
auf lem Gebiete «les Wohnungsbaus. Leider ist heut- 
zutage eine sachliche Erörterung des ganzen Problems 
fast nicht mehr möglich, «dla die Demagogie sich zu sehr 
des Themas bemächtigt hat. Am Schluss dieses Teils 
seiner Ausführungen sagte Robert Bratschi: «Die Vor- 
und Nachteile «ler beiclen Wirtschaftssysteme zu unter- 
suchen, gehört nicht in den Rahmen dieses Vortrages. 
Zu sagen aber ist: hätte der Kapitalismus die ihm ge- 
stellten Aufgaben in der Welt befriedigend erfüllen 
können, hätte er nicht zu unerträglicher Ungerechtig- 
keit geführt, hätte er nicht in bezug auf Produktion und 
Verteilung der Güter versagt, so wäre es gar nicht nötig 
gewesen, nach cincın besseren Wirtschaftssystem zu su- 
chen, oder clie Befürworter einer Änderung hätten keine 
Anhänger gefunden.» 

Zur Frage der Produktivität äusserte sich Robert 
Bratschi wie folgt: «Ks ist scelbstverständlich, dass wir 
für rationellere Arbeitsmethoden eintreten. Wir meinen 
natürlich damit nicht den Stachanow-Arbeiter, sondern 
denken an den Ersatz der menschlichen Arbeitskraft 
durch die Maschine, an die Ausschaltung von Leerlauf, 
an bessere Arbeitsmethoden überhaupt: alles mit dem 
Ziel, die Produktivität der Wirtschaft zu erhöhen. Wir 
sind bereit, zu cliesem Zweck mit dem Unternehmer, sei 
es der Staat, die Genossenschaft oder der Privatunter- 
nehmer, zusammenzuarbeiten...» «Aber», so fügte der 
Redner bei, «es ist für uns selbstverständlich, dass die 
höhere Produktivität der Wirtschaft und die entspre- 
chende grössere Produktion das Ziel verfolgen muss, den 
Lebensstandard ces Volkes zu heben. Ohne das würde 
solchen Massnahmen jede moralische und ethische 
Grundlage fehlen.» 

Sodann sprach <ler Redner über den Gesamtarbeits- 
vertrag (gegenwärtig sind 1-42 Gesamtarbeitsverträge 
in Kraft, wovon annähernd 100 das ganze Land um- 
fassen) und er stellt fest, dass überall da, wo ein Ver- 
tragsverhältnis besteht, der Arbeitsfriede gesichert ist. 
Ein besonders wichtiges Anliegen des Gewerkschafts- 
bundes ist auch die Erhaltung des Arbeitsplatzes für den 
Arbeiter, was «lem Bestreben gleichkommt, dem Ar- 
beiter und seiner Familie auch in der Zeit wirtschaft- 
licher Rückschläge eine anständige Existenz zu sichern. 

Einen grossen Teil seines Vortrages widmete der Prä- 
sident des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes der 


Neuordnung der Bundesfinanzen. 


Wir geben weiter unten die vom Kongress gefasste Reso- 
lution im Wortlaut wieder, da sie für uns in diesem Au- 
genblick, da wir als Konsumgenossenschafter selber zu 


dieser wichtigen und schwierigen Frage Stellung zu 
nehmen haben, von ganz besonderem Interesse ist. Wir 
möchten hier aber noch ausdrücklich darauf hinweisen, 
dass ausser den in der Resolution selber einleitend er- 
wähnten Vorbehalten und trotz der vom Gewerkschafts- 
bund der Vorlage zugesicherten Untersützung der Prä- 
sident des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes in sei- 
nen ergänzenden Ausführungen in unmissverständlicher 
Weise die Verständnislosigkeit der eidgenössischen Räte 
in bezug auf die genossenschaftliche Rückvergütung be- 
dauert hat. «Wenn», so sagte er, «die Beratungen des 
Ständerates ein von unserem Standpunkt aus befrie- 
digendes Ergebnis zeitigten, so ist andererseits die Be- 
steuerung der Rückvergütungen der Genossenschaften, 
soweit sie 5% übersteigen, zu bedauern. Abgesehen von 
dieser Bestimmung stehen wir nach dem Hin und Her 
im Parlament wieder am Ausgangspunkt, cas heisst bei 
der Vorlage des Bundesrates, die wir als annehmbar 
erklärt haben.» 


Und nun der Wortlaut der Resolution: 


Der Kongress des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes 
hat von der Vorlage über die Neuordnung der Bundes- 
finanzen Kenntnis genommen. 

Er stellt fest, dass die Vorlage nicht genügt, um dem. 
Bund die Mittel zur Verfügung zu stellen, die er nötig hat, 
um die ihm gestellten Aufgaben befriedigend zu erfüllen. 
Der Kongress anerkennt aber, dass die Neuordnung dem 
Bund für vorläufig 12 Jahre das finanzielle Rückgrat 
sichert und dass sie die Möglichkeit späterer Ergänzungen 
auf Einzelgebieten offen lässt. 

Die Verwerfung der Vorlage würde den Bund in eine 
sehr missliche Lage versetzen, indem sie einen Ausfall der 
Einnahmen von rund 750 Millionen Franken im Jahre 
bedeuten würde. Die bedenklichen Folgen wären eine mas- 
sive Verschuldung oder der Rückfall in das Vollmachten- 
und Dringlichkeitsrecht. Uberdies wäre damit eine ernste 
Gefährdung der ganzen Sozialpolitik des Bundes verbunden. 

Der Kongress könnte die Verantwortung für eine solche 
Politik nicht übernehmen. Er erblickt in der Vorlage ein 
Kompromisswerk und ist, unter der Voraussetzung, dass 
in den weitern parlamentarischen Beratungen gegenüber 
den Anträgen des Bundesrates und der nationalrätlichen 
Kommission keine Verschlechterung eintritt, bereit zuzu- 
slimmen, um eine Verständigung mit anderen Kreisen 
unseres Volkes herbeizuführen. Er fordert alle Arbeit- 
nehmer des ganzen Landes dringend auf, in der bevor- 
stehenden Volksabstimmung für die Vorlage einzutreten, 
und erwartet von den anderen Wirtschaftsverbänden und 
von den politischen Parteien, dass sie sich in gleicher 
Weise für die Wohlfahrt des Ganzen einsetzen und der Vor- 
lage ihre Unterstützung angedeihen lassen. 

Wie man auch aus diesem allzu kurzen und im Ver- 
gleich zum lebhaften Kongress verblassenden Bericht 
noch erkennen mag, war der soeben abgehaltene 32. or- 
dentliche Kongress des Schweizerischen Gewerkschafts- 
bundes in Interlaken nicht nur für die schweizerische 

tewerkschaftsbewegung, sondern für das ganze Land 
von grosser Bedeutung. 
FR} Es bleibt zum Schluss nur noch zu erwähnen, dass der 
Gewerkschaftskongress den auf Jahresende von seinem 
Amt zurücktretenden Präsidenten Robert Bratschi zum 
Ehrenpräsidenten ernannte, in welcher Eigenschaft er 
seinen Sitz im Gewerkschaftsausschuss beibehalten 
wird. Ch.-H. Barbier 


Barometer der Wirtschaft 


Die unveränderte wirtschaftliche Lage zeigt sich er- 
neut in der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Der 
Umfang der Arbeitslosigkeit (Serien Nrn. 20 und 21) ist 
nach wie vor so gering, dass er praktisch nicht ins Ge- 
wieht fällt: im übrigen ist die Zahl der Gänzlicharbeits- 
losen nahezu identisch mit der vom Vorjahres-August. 
Das jahreszeitliche Bild im. wenn auch absolut gering- 
fügigen, Auf und Ab saisonaler Schwankungen ist nım 
seit Jahren überaus stetig. 


Auch im Aussenhandel zeigt sich eine gewisse Gleich- 
mässigkeit. Im letzten Monat haben Importe und Ex- 
porte (Nrn. I4 und 15) um je SO Millionen Franken ab- 
genommen. Die Differenz zwischen beiden ist demnach 
unverändert geblieben. Unverändert sind aber auch 
Höhe und Tatsache des Überschusses. Wir haben nun 
zum achtenmal in den letzten zwölf Monaten eine aktive 
Handelsbilanz. Irrtum vorbehalten, ist eine solche lange 
Überschusserie in unserem Aussenhandel ein Novum. 


bis und mit August 1953, standen einem schweizerischen 
\Warenexport von 5043 Millionen Franken nur Einfuhren 
von 4888 Millionen Franken gegenüber, so dass sich über 
diese Periode ein Aktivsaldo von 155 Millionen Franken 
errechnet. Der im schweizerischen Aussenhandel übliche 
Passivsaldo betrug vergleichsweise im Januar 1952 allein 
150 Millionen Franken; in den acht Monaten Januar 
bis August 1952 bereits 574 Millionen Franken; und im 
Kalenderjahr 1951 gar 1,2 Milliarden Franken. Diese 
Aktivierung schlägt sich auch bei der Nationalbank in 
der Zunahme des Bestandes an Gold und an deckungs- 
fähigen Devisen nieder (Nrn. 16 und 17). Gleichzeitig 
nimmt der Notenumlauf zu; seit dem Februar sind No- 
tenumlauf plus täglich fällige Verbindlichkeiten (Nrn. 
18 und 19) um beinahe 200 Millionen Franken gestiegen. 
Das Preisniveau ging bei den Aussenhandelspreisen 
(Nrn. 6 und 7) und bei den Grosshandelspreisen (Nr. 5) 
zurück, während die Kosten der Lebenshaltung (Nrn. 1 
und 2) um ein Geringes, um einen Zehntel Prozent, an- 


In den abgelaufenen zwölf Monaten, September 1952 zogen. Economist 
SER Monats- | 
Wirtschaftsstatistische Serien u durchschnitt März | Aprii | Mai | Zunizeh 
oder Bsis —————  —| 1953 | 1953 | 1953 | 1953 | 1953 
1950 | 1951 | 1952 | | 
1. Lebenskostenindex ..... . . Aug. 1939 = a 159 
2, davonErnährung . ..... Aug. 1939 = 100) 175? 
3. V.S.K.: Detailpreisindex total . 1.9.39 = 100 174 
4. dito Nahrungsmittel 1.9.39 = 100 170 
5. Grosshandelsindex . ....... Aug. 1939 = 100. 203 22 
6. Index der Einfuhrpreise ..... . 1935 = 100 204 
7. Index der Ausfuhrpreise. .... . 1938 = 100 236 
8. Fabrikateeinfuhr, Mengenindex . 1938 = 100 168 
9. Rohstofleeinfuhr, Mengenindex . 1938 = 100 135 
10. Lebensmitteleinfuhr, Mengenindex . 1938 = 100 136 
11. Total Einfuhr, Mengenindex . . . . 1938 = 100 147 
12. Fabrikate Ausfuhr, Mengenindex . 1938 = 100 148 
13. Total Ausfuhr, Mengenindex . 1938 = 100 142 
IEwEinfahnstotall a none Mill. Fr. 378 
| lamNustuhnstotale. a ee. Mill. Fr. 326 
doaGoldbestand . na... 2.2.0000. Mill. Fr. 6179| 6001 
| 17. Deckungsfüähige Devisen. . . Mill. Fr. 298 23 
18. Notenumlauf ..... Mill. Fr. 4240 | 4420 
| 19. Täglich fällige Verbindlichkeiten Mill. Fr. 2119| 1858 
20. Stellensuchende h Anzahl 10 709 
21. Gänzlich Arbeitslose a Anzahl 9599 
22. Gesamteinnahmen Zollv, erwaltung. B Mill, Fr. 49 
23. Börsenumsätze (Zürich und Basel) Mill. Fr. 
24. Wertumsätze im Kleinhandel 1949 = 100 
25. do. Nahrungs- und Genussmittel 1949 = 100 
26. Schlachtungen in 43 Städten . 1000 Tiere 
27. do. Schlachtgewichtt . ...... Tonnen 
28. Warenumsatzsteuer! . . 2.2.2... Mill. Fr. 
29. Gesamtumsatz Postcheck Mill. Fr. 
30. davon Giroverkehr 6 Mill. Fr. 
31. Verkehrseinnahmen der SBB- Mill. Fr. 
32. davon Personenverkehr . . Mill. Fr. 


33. davon Güterverkehr s Mill. Fr. 
34. Personenverkehr SBB (Beförderte) 


35. Güterverkehr SBB (Beförderte) 1000 Tonnen 


36. Neuerstellte Wohnungen . .... Anzahl 
37. Baubewilligte Wohnungen . . . . . Anzahl 
38. Inlandverbrauch elektr. Strom . . . Mill. kWh 
39. Konkurseröffnungen, total . 5 Anzahl 
40. Landw. Produkte, Preisindex. . . . 1948 = 100 
41. Landw. Produktionsmittel, Preisindex 1948 = 100 


. Zigerettenproduktion Millionen 


1 Quartalsdurchschnitt % Schätzung 
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Milch, Milchhändler und Konsument... 


Zur Diskussion um den Konsummilchvertrieb 


Von Ernst Sigg, Geschäftsleiter im LVZ 
(Schluss) 


II. Bedürfnisfrage und Milehverkaufsbewilligung 


In unserm Artikel «Zweckmässiger und kostenspa- 
render Konsummilchvertrieb» haben wir gesagt: «Bine 
eigentliche Monopolstellung hat sich (in der Milchwirt- 
schaft) herausgebildet, welche vom Milchproduzenten bis 
zum Milchhändler reicht.» Wir halten heute noch daran 
fest: Die Bewilligungspflicht im Milchverkauf dient in 
erster Linie verbands- und gewerbepolitischen Interes- 
sen. In seiner Iintgegnung weist der Milchhändlerver- 
band diese Feststellung «energisch zurück». Nach einer 
geharnischten «milchwirtschaftlichen» Belehrung frei- 
lich schliesst er sich unserer Feststellung voll und ganz 
an. Der Milchverkauf sei für den Handel nicht frei; An- 
und Verkaufspreis seien vorgeschrieben. Die Regelung 
berühre nicht nur die Interessen des Konsumenten, 
sondern auch jene des Handels. Die Logik des Milch- 
händlerverbandes erschöpft sich etwa so: Wird eine 
Gruppe (der Produzent) von Staates wegen geschützt, so 
hat auch die andere Gruppe (die Milchhändler) Anspruch 
auf diesen Schutz, weil es nicht sein dürfe, dass sie (die 
Milchhändler) «erbarmungslos der freien Konkurrenz 
ausgeliefert» werde. Und pathetisch ruft man aus: «Es 
kann der Staat den Milchhandel nicht dem Verderben 
preisgeben!» Und man zieht dann den merkwürdigen 
Schluss: «Es geht hier nicht um eine gewerbepolitische, 
sondern um eine staatspolitische Frage.» Man kann alles 
übertreiben. Und in der Tat, es ist eine billige Übertrei- 
bung, wenn man den gewerbepolitischen Schutz des 
Milchhandels (welcher des Schutzes gar nicht bedarf) 
ins Staatspolitische umzukrempeln versucht. Nein, 
bleiben wir dabei: Die Bewilligungspflicht wurde nicht 
deshalb eingeführt, um dem Konsumenten zu dienen, 
sondern sie gehört zu den wichtigsten Sanierungsmass- 
nahmen des Milchhandels, damit eine «Verzettelung der 
Umsätze» vermieden werde. Und das soll keine gewerbe- 
politische Massnahme sein ? Damals ging es um die Um- 
sätze, und heute geht es darum, «die freie Konkurrenz» 
fernzuhalten, damit die «Umsätze» eben «zusammen- 
gehalten» werden können. So ist es und nicht anders. 

Die Milchverkaufsbewilligung sei «nie im Sinne eines 
Verbotes von Neueröffnungen» gehandhabt worden. 
Das haben wir auch nie behauptet, sondern wir stellten 
nur fest, dass die Bewilligungspflicht im Sinne einer ge- 
werbepolitischen Lenkung im Milchhandel benutzt werde. 
Das kann nicht einmal der Milchhändlerverband bestrei- 
ten. Er selber sagt ja, dass man den «Milchhandel nicht 
dem Verderben» preisgeben dürfe, indem «man die freie 
Konkurrenz» einschalte. 

Man wird auch dahin belehrt, dass «weder der Le- 
bensmittelverein noch die Migros noch der schweiz. Le- 
bensmittel-Detaillisten-Verband oder der schweiz. Milch- 
händlerverband für alle ihre Filialen bzw. Mitglieder eine 
Bewilligung erhaltenfkönnen, weil für jeden einzelnen 
Fall die Bedürfnisfrage genau abgeklärt werden müsse. 
In der Tat, auf Grund dieser Bedürfnisfrage wurde ein 
Gesuch des Lebensmittelvereins vom 27. Mai 1953 um 
eine generelle Bewilligung zum Verkauf von pasteuri- 
sierter Flaschenmilch in seinen Filialen und ein solches 


speziell für die Lebensmittelabteilung des St. Annahofes 
abgelehnt. Doch dies nur so nebenbei, denn auf diese An- 
gelegenheit werden wir noch bei einer andern Gelegen- 
heit zu sprechen kommen. 

Im Augenblick wollen wir festhalten, dass die Be- 
dürfnisfrage eine ausgeprägte gewerbepolitische Schutz- 
massnahme darstellt. Wo man mit der Bedürfnisfrage 
operiert, ist man bestrebt, diesen oder jenen Wirt- 
schaftszweig zu schützen. Es gibt Verbände, die diese 
Bedürfnisfrage sozusagen auf verbandsinternen Weg 
zu handhaben verstehen, andere wiederum regeln diese 
Frage auf Grund einer eigentlichen Kartellpolitik. Im 
Milchhandel wird die Bedürfnisfrage jedoch mit Hilfe 
der Behörden geregelt. Wir haben die merkwürdige Er- 
scheinung, dass der Michhandel als Gewerbe den beson- 
deren Schutz der Behörden geniesst. Dank einer über- 
holten Einstellung hat er sich ein Verkaufsmonopol ge- 
schaffen und gesichert. Es ist klar, dass man nun alles in 
Bewegung setzt, um diese monopolistische Einrichtung 
zu erhalten. Und so kommt es, dass der Milchhändler- 
verband die herrschende Ordnung im Milchhandel nicht 
als Gewerbepolitik ersten Ranges bezeichnet haben will, 
sondern sie viel lieber als staatspolitische Massnahme 
sehen möchte. 

Und auch zu diesem Abschnitt wollen wir abschlies- 
send bemerken: 


1. Die Milchverkaufsbewilligung (Bedürfnisfrage) wird 
im Sinne einer gewerbepolitischen Lenkung im Milch- 
handel gehandhabt. 

2. Die Bewilligungspflicht sichert dem Milchhandel die 
Umsätze und schliesst auf Grund der Bedürfnisfrage 
eine generelle Erweiterung der Konsummilchverkaufs- 
stellen aus. 

3. Die Bewilligungspflicht dient heute zur Erhaltung einer 
monopolistischen Einrichtung in einem sehr wichtigen 
Nahrungsmittelsektor. 


IV. Gewerkschaftliche Aspekte 


Die Fragwürdigkeit der Argumente, welche der 
Milchhändlerverband ins Feld führt, zeigt sich auch 
darin, indem er sich nicht scheut, gewerkschaftliche Pro- 
bleme mit der Diskussion um den Konsummilchvertrieb 
zu verquicken. Es wirkt unangenehm, wenn Leute eine 
gewerkschaftliche Gesinnung zu demonstrieren ver- 
suchen, die im allgemeinen für die Organisation der Ar- 
beiterschaft herzlich wenig übrig haben. 

Eine Verbesserung der sozialen Stellung der Arbeiter 
und Angestellten in Molkereien und Milchhandlungen 
sei nur dank der Bewilligungspficht und dank der 
Quartiereinteilung möglich. «Heute (erst heute! d. V.) 
diskutieren wir zusammen mit den Gewerkschaften über 
die Besserstellung der Angestellten -in bezug auf die 
Arbeitszeit.» Freilich lesen wir ein paar Zeilen weiter 
unten, dass die Arbeitslöhne seit 1939 über 100% stei- 
gen konnten, und dass den Angestellten und Arbeitern 
eine vernünftige Arbeitszeit eingeräumt worden sei. 
Und dann im gleichen Abschnitt: «Der Milchhandel ist 
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heute durehrationalisiert, und trotzdem hat er Mühe, 
die Angestellten sozial so zu halten wie er es gerne 
möchte und wie es modernen sozialen Auffassungen ent- 
sprechen würde.» 

Diese Fabulistik erscheint uns etwas kompliziert. Wir 
lesen heraus, dass der gewerbepolitische Schutz, welcher 
der Milchhandel dank der Bewilligungspflicht und der 
Quartiereinteilung geniesst, auch mit Hilfe der berühm- 
ten «sozialen Verbesserung» der Arbeitsbedingungen 
verteidigt werden soll. Abgesehen davon, dass diese 
Frage mit der grundsätzlichen Forderung nach Freigabe 
des Milchverkaufes sozusagen nichts zu tun hat, be- 
trachten wir solche Begründung als billig und wenig 
stichhaltie. Betrachtet man die Arbeitsverhältnisse, so 
muss man zwischen Molkereiarbeitern und Milchmän- 
nern des privaten Milchhandels unterscheiden. In den 
Vereinigten Zürcher Molkereien werden gemäss Vertrag 
mit dem VHTL 45 Stunden und in der Verbandsmol- 
kerei 54 pro Woche gearbeitet. Die Milchmänner der 
Milchhändler hingegen kommen aber mit 60 Stunden 
pro Woche nicht aus. Hier liegt der Hase im Pfeffer! 
Das sind die «sozialen» Arbeitsbedingungen des Milch- 
handels! Und wenn gesagt wird, dass seit dem Jahre 
1939 die Löhne über 100%, gestiegen seien, so will das 
noch gar nichts heissen. Wir wollen absolute Zahlen se- 
hen! Tatsache ist, dass man sich in der «Schweiz. Milch- 
zeitung» beklast, weil der Nachwuchs für Milchführer 
fehle und weil die erstbeste Gelegenheit benutzt werde, 
un in einem andern Erwerbszweig unterzukommen. 
Offenbar hat der Milchhandel recht grosse Mühe, den 
sozialen und modernen Auffassungen gerecht zu werden. 
Wir glauben ihm das aufs Wort. 

Hier wollen wir die «gewerkschaftliche» Diskussion 
abbrechen. Immerhin sei betont, dass die Arbeiter in 
den Lagerhäusern und Betrieben des Lebensmittel- 
vereins zu 100°, gewerkschaftlich organisiert sind, und 
dass sich die sozialen Arbeitsbedingungen wirklich 
sehen lassen dürfen. Wir sind auch überzeugt, dass eine 
Freigabe des Frischmilchvertriebes, d.h. eine Erwei- 
terung des LVZ mit einer Milchabteilung den sozialen 
Arbeitsbedingungen der Molkereiarbeiter und der Milch- 


männer nur förderlich wäre. Vom gewerkschaftlichen 
Standpunkt aus, kann eine Freigabe des Konsummilch- 
vertriebes für Grossverteiler nur begrüsst werden. 


V, Förderung des Frischmilehkonsums 


Diese Frage wollen wir an dieser Stelle nur streifen; 
der Milchhändlerverband wagt nämlich zu behaupten, 
dass der Milchkonsum bei einer Freigabe des Milchver- 
kaufes leiden würde. Freilich ist das eine blosse Behaup- 
tung. Wir sind aber überzeugt, dass eine Einschaltung 
der Grossverteiler mit ihren zahlreichen modernen Lä- 
den den Milchkonsum unfehlbar steigern würde. In 
bezug auf verkaufstechnische Fragen dürfen uns die 
Milchhändler bestimmt eine gewisse Erfahrung zumuten. 
Der Verkauf von Milch untersteht nicht besonderen ver- 
kaufspsychologischen Gesetzen. Aber wir können ein 
anderes Exempel nehmen, welches auch dem Milch- 
händler einleuchten muss: Der Konsum von Joghurt 
hat in den letzten Jahren eine enorme Steigerung er- 
fahren. Die Grossverteiler verkaufen in Zürich ein Mehr- 
faches an Joghurt als alle Milchhändler zusammen. 
Ausserdem verkaufen sie es billiger. Zahlen wären auch 
hier sehr aufschlussreich. Angenommen, die Grossvertei- 
ler LVZ, Migros, Konsumverein Zürich u.a.m. würden 
den Verkauf von Joghurt von einem Tag auf den andern 
einstellen, wären dann die Milchlädeli in der Lage, mit 
ihrer Verkaufskapazität die Lücke auszufüllen? Ein 
Versuch würde die Molkereien in eine sehr grosse Ver- 
legenheit bringen. So verhält es sich aber auch bei den 
übrigen Milchprodukten. Dank dem Verkauf von Milch- 
produkten in den Lüden der Grosstverleiler lässt sich eine 
Konsumsteigerung erzielen. Und warum sollte es bei der 
Milch anders sein? 


* 


Die Diskussion um den Konsummilchvertrieb geht 
weiter. Im Interesse der breiten Konsumentenschichten 
und letzten Endes im Interesse der schweizerischen 
Milchproduktion fordern wir nach wie vor die Freigabe 
des Milchverkaufes für die Lebensmilttelgeschäfte. 


Der Welthandel 1952 


Die Schweiz gehört zu den Ländern, die am stärksten 
in der Weltwirtschaft verflochten sind. Der Aussenhan- 
del der Welt ist der charakteristische Ausdruck dieser 
weltwirtschaftlichen Beziehungen. Und der Aussen- 
handel der Welt ist die Summe des Aussenhandels der 
einzelnen Länder. Der schweizerische Aussenhandel im 
letzten Jahr, genauer, die Einfuhren von Waren, er- 
reichten eine Summe von gut 5 Milliarden Franken, wäh- 
rend die Exporte etwas darunter lagen. Das war an- 
nähernd ein Viertel des gesamten Volkseinkommens 
von rund 20 Milliarden Franken. Somit passierte ein 
rundes Viertel des schweizerischen Volkseinkommens in 
Form von Waren die Grenzen, war also in diesem 
Masse am Weltaussenhandel, an der Weltwirtschaft, 
beteiligt. 

Wie gross war nun dieser Aussenhandel der Welt? 
Die neuesten Berechnungen des Statistischen Amtes der 
Vereinten Nationen beziffern den gesamten Aussen- 
handel aller Länder (mit den Ausnahmen, über die noch 
zu sprechen sein wird) auf knapp 75 Milliarden Dollar. 
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Im Jahre 1952 haben danach alle Volkswirtschaften 
zusammengenommen Waren im Werte von rund 75 Mil- 
liarden Dollar ausgeführt und eingeführt. Denn offen- 
sichtlich ist die Ausfuhr des einen die Einfuhr des an- 
dern. Das gilt natürlich nicht für nur zwei oder für nur 
wenige Länder; aber es gilt für las Total aller Länder, 
denn was irgendwo exportiert worden ist, wird nor- 
malerweise irgendwo eingeführt. Von den wenigen Aus- 
nahmen (beispielsweise ein gesunkenes Schiff) sei hier 
abgeschen; desgleichen sci auf das allfällige zeitliche 
Hinterherhinken nur hingewiesen, das entsteht, wenn 
exportierte Güter im Transit- oder im Importland erst 
später, erst in einem nachfolgenden Kalenderjahr ein- 
geführt oder zolltechnisch erfasst werden. Dies beiseite 
gelassen, können wir die Summe aller Einfuhren der 
Summe aller Ausfuhren gleichsetzen. j 
Damit aber ist das Problem noch nicht bereinigt. 
Denn zwischen dem Exportpreis und dem Importpreis 
besteht noch vielfach ein nennenswerter Unterschied, der 
durch Frachtkosten, Versicherungsspesen und derglei- 
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chen bewirkt wird. Die technische Formel ist hier ein- 
mal «fob», zum anderen «ci. Die erste Formel, 
free on board, versteht sich als Exportpreis im engeren 
Sinne, frei Grenze oder frei Schiff (und auch dabei gibt 
es weitere Varianten). Die zweite Formel beinhaltet 
cost + insurance + freight, also Warenpreis plus Ver- 
sicherung plus Fracht, und ist dann identisch mit Im- 
portpreis, jedoch ohne Zoll und dergleichen. Die meisten 
Länder, darunter auch die Schweiz, berücksichtigen 
für ihre Zollstatistiken den cif-Wert. Daraus folgt, dass 
eine Diskrepanz gegenüber dem Exportland entstehen 
muss, das in seine Exportstatistik natürlich nur den 
Exportpreis fob einsetzt und nur ihn einsetzen kann. 
Einige Länder jedoch, cdarunter die Vereinigten Staaten, 
weisen auch ihre Importe auf Basis fob aus. In diesen 
Fällen muss «ler Importeur den Zollbehörden eben die 
Wertangaben ohne Fracht und Versicherung nennen. 
Wenn man nun eine weltweite Bilanz von Einfuhren 
und Ausfuhren aufstellen will (und die beiden Grössen 
müssen sich ja jm Prinzip decken, von den erwähnten 
Ausnahmen abgesehen), so bleibt eben nichts übrig, als 
mit Schätzungen nachzuretouchieren, will man das Soll 
und das Haben im \Velthandel aufeinander abstimmen. 
Diese Sammel- u:ıd Rechenarbeit besorgt nun das 
Statistische Amt der Uno mit befriedigendem Erfolg. 
Davon können die Zahlen des Weltaussenhandels pro 
1952 einen klaren Begriff geben. Sie zeigen gleichzeitig 
den Umfang und die Beschaffenheit des Netzwerks der 
weltwirtschaftlichen Beziehungen. 


Der Welthandel 1952 


Exporiwert 

in Milliarden in% 
Exporte aus ‚Dollar 
Westeuropa. le 29 
Grossbritannien . 2 759 10 
übriges Sterlinggebiet 10,2 14 
Osteuropa, China . 1,4 2) 
USA 15,2 31 
Kanada 4,4 6 
Lateinamerika 72 10 
Mittlerer Osten 1,4 2 
Ferner Osten . 3,0 + 
anderen Ländern 105) 2 
Welt insgesamt . 713,5 100 
Exporte nach 
Westeuropa 23,7 32 
Grossbritannien . : 8,3 1l 
übriges Sterlinggebiet 9,6 13 
Osteuropa, China 153 2 
USA 10,4 lt 
Kanada 3,7 5 
Lateinamerika 6,4 9 
Mittlerer Osten . 1a E% 
Ferner Osten . . . 3,5 5 
anderen Lündern 23 3 
nicht ausgewiesen *. 2,6 4 
Welt insgesamt . 73,5 100 


* aus den USA. 


Diese Tabelle veranschaulicht eine weitere Schwierig- 
keit einer derartigen Zusammenstellung; diese Schwie- 
tigkeit kann den Aussagewert der statistischen Über- 
sicht nachhaltig vermindern. Die Tabelle ist ja in ameri- 
kanischen Dollars ausgedrückt. Die Originalzahlen der 
nationalen Zollverwaltungen hingegen, auf denen die 
Übersicht letztlich basiert, sind natürlich in jeweilig 
verschiedenem Geld berechnet (also Dollars in den 
USA; Pfund Sterling in Grossbritannien und im Ster- 


linggebiet; Franken in Belgien, Frankreich und in der 
Schweiz - aber es sind bereits recht verschiedene Fran- 
ken -, nicht ganz so verschiedene Kronen in den skan- 
dinavischen Ländern usw. - von den Währungen des 
Ostblocks und in Übersee gar nicht zu reden). Wie alle 
diese Beträge und Währungen auf einen Nenner 
bringen ? Das geschieht eben durch Umrechnung auf die 
quasi Weltwährung, nämlich den amerikanischen Dollar. 
Und will man das tun, so zeigt sich ein Haken: die ofli- 
ziellen Wechselkurse der verschiedenen nationalen 
Währungen sind in nicht wenig Fällen einigermassen 
theoretische, wunschmässige Ansätze. Eine wirklich 
befriedigende Lösung ist hier kaum möglich (ausser 
über den Weg einer weltweiten Sanierung der Wäh- 
rungen und Wirtschaften); es bleibt unter den gegebenen 
Umständen also nichts, als auf diesen Sachverhalt hin- 
zuweisen, der die Genauigkeit der angeführten Ziffern 
tangiert. 

Prüfen wir nun den Inhalt der Tabelle über den Welt- 
handel, dargestellt auf Basis der totalen Exporte. Der 
grösste Exporteur sind die Vereinigten Staaten, auf sie 
entfällt ein Betrag von 15 Milliarden Dollar, oder gut 
ein Fünftel aller Ausfuhren. Nach den USA werden je- 
doch nur 10 Milliarden Dollar ausgeführt, die 14° des 
Totals ausmachen. ‚Diese Differenz von beinahe 5 Mil- 
liarden Dollar entspricht der vielgenannten Dollar- 
lücke. In der Anmerkung zur Tabelle ist überdies er- 
wähnt, dass 2,6 Milliarden Dollar der USA-Exporte 
nicht getrennt nach Bestimmungsländern ausgewiesen 
werden; das heisst, die anderen Länder bzw. Regionen 
haben (zusammen) einen um diesen Betrag höheren 
Import, und ebenso verändern sich dementsprechend 
die Prozentsätze. 

Das Sterlinggebiet als Ganzes exportiert und im- 
portiert je rund 18 Milliarden Dollar, gleich 24%, des 
Totals. Auf Westeuropa entfällt ein noch höherer Be- 
trag: es waren 22 Milliarden an Exporten (29,5%) und 
24 Milliarden an Importen (32,3%). Diese Untergruppe 
schliesst auch die Aussenhandelsleistungen der Schweiz 
ein. Es handelt sich um 1,2 Milliarden Dollar Importe, 
während die Exporte rund 1,1 Milliarden Dollar be- 
tragen; sie machen damit 1,5%, der Weltexporte aus. 

Einige Bemerkungen sind noch zum Aussenhandel der 
sowjetischen Einflussphäre erforderlich. Vorerst ist 
darauf hinzuweisen, dass infolge der in jenem Gebiet 
praktizierten «statistischen Verdunkelung» keine Ver- 
öffentliehung aus dortiger Quelle über den absoluten 
Betrag oder die Gliederung des Aussenhandels verfügbar 
ist. Wie sich helfen ? Nun, man konsultiert die Handels- 
statistiken der Partnerländer. Also, wenn die USSR, 
Polen, Ungarn usw. den Umfang ihres Aussenhandels 
mit der Schweiz nicht mitteilen, so kann man ja zu den 
Publikationen der Eidgenössischen Oberzolldirektion 
greifen. Richtig, aber es gibt die schon anfangs erwähn- 
ten Unstimmigkeiten zwischen fob- und cif-Preisen, der 
zeitlichen Unterschiede, der Währung usw. Immerhin, 
als Aushilfsmittel mag es angehen. Vor allem, weil nichts 
Besseres zur Verfügung steht. Die in der Tabelle ein- 
gesetzten Werte von 1,4 bzw. 1,3 Milliarden Dollar 
(also nicht viel mehr als für die kleine Schweiz) sind 
denn auch tatsächlich auf diese Weise gesucht und ge- 
funden worden; sie sind daher nur Annäherungswerte 
und sind noch weniger genau als die anderen Zahlen. 

Aber, da gibt es ein grosses Aber: dieses Aushilfs- 
mittel funktioniert nur für Länder, die selbst ihren 
Aussenhandel bekanntgeben. Es funktioniert eben nicht 


intraregional,. das heisst nieht für den Aussenhandel 
innerhalb des Ostblocks. Importe und Exporte zwischen 
USSR und Holland oder zwischen Polen und Belgien 
usw. können wir auf die erwähnte Art ersatzweise fest- 
stellen. aber für den Aussenhandel zwischen der USSR 
und Polen. zwischen China und Ostdeutschland und so 
weiter hilft das Rezept nieht mehr. 

Die ansecheinende Sackgasse hat aber doch noch einen 
Ausweg. Wir kennen den Umfang des intraregionalen 
Aussenhandels des Ostblocks zwar nicht. Aber es liegen 
Hinweise vor. die hier nieht weiter zu diskutieren sind, 
dass dieser Eigenhandel imsgesamt etwa vier Fünftel 
des gesamten Aussenhandels des Ostblocks ausmacht, 
während auf den Aussenhandel mit der übrigen Welt 
eben nur ein Fünftel fällt. Setzen wir nun für den Öst- 
block die Aussenhandelswerte in der Tabelle (1,4 bzw. 
1.3 Milliarden Dollar) gleich einem Fünftel, so beträgt 
der intraregionale Handel des Ostblocks das Vierfache, 
und der Total-Aussenhandel das Fünffache. Der ge- 
samte Export des Ostblocks kann unter diesen Um- 
ständen auf rund 7 Milliarden Dollar und die gesamten 
Importe auf rund 6°, Milliarden Dollar geschätzt 
werden. Der Intra-Block-Handel des Ostens wäre dem- 
nach auf rund 5,5 Milliarden Dollar anzusetzen. 

Um diese 5,5 Milliarden Dollar nun erhöht sich natur- 
gemäss der bisher unvollständige Betrag des Weltaussen- 
handels, wie er in der Tabelle dargestellt ist. Der totale 
Aussenhandel aller Länder, um ganz genau zu sein, 
ihre Exporte, dürften also in Wirklichkeit aufannähernd 
80 Milliarden Dollar zu beziffern sein. Dieser enorme 
Betrag ist rund l5mal so gross wie das ganze schwei- 


zerische Volkseinkommen. Economist 


KREIS V (Aargau) 


Einladung zur Herbstkonferenz 


Samstag, 17. Oktober 1953, 14 Uhr, im Restaurant Ochsen 
(Schatzmann) in Lenzburg. 


TRAKTANDEN: 


. Protokoll. 
. Appell und Wahl der Stimmenzähler. 
. Mitteilungen des Vorstandes. 


. Traktandum des V.S.K.: «Aktuelle Probleme 
unserer Genossenschaftsbewegung». 
Referent: Herr Direktor E. Herzog, Präsident 
der Verbandsdirektion. 

5, Wahl des nächsten Konferenzortes. 

6. Verschiedenes und Umfrage. 


"ob m 


Wir erwarten recht zahlreiche Beteiligung an unserer 
Herbsttagung. 
Für den Kreisvorstand V: 
Der Präsident: A. Graf 
Der Aktuar: A. Herrmann 


Druckerei und Administrafion: Basel, S1.-Jakobs-Sirasse 175, Poslfach Basel 2 


Inserafenannahme: 


Insaralenagentur R.-C. Mordasini, Genl, rue de la Monnaia 3 
Telephon (022) 4 52 25 

Insertionslarit: 
Annoncen &0 Rp. per Millimeter bei 40 mm Breile 


Raklamen Fr. 1.50 per Millimeler bei 83 mm Breile 
Kleine Anzeigen 15 Rp. per Wort, Inserale unfer Chiffre Fr. 1.— 


Zuschlag 
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KREIS VII (Zürich und Schaffhausen) 


Einladung zur ordentlichen Herbstkonferenz 


Samstag, 17. Oktober 1953, 14.15 Uhr, im grossen Sitzungs- 
saal des St. Annahofes, 5. Stock, Zürich. 


TRAKTANDEN: 

1. Protokoll der Frühjahrskonferenz vom 2, Mai 
1953. 

2. Mitteilungen des Kreisvorstandes. 


. Referat der Verbandsdirektion über «Aktuelle 
Probleme unserer Genossenschaftsbewegung». 


Referent: Herr Dir. O. Rülenacht. 
4. Verschiedenes. 


= 


Im Namen des Kreisvorstandes: 
Der Präsident: E. Sigg 


Genossenschafl 


(Stiftung von Bi ‚E 


Dem Genossenschaftlichen Seminar wurde überwiesen: 


Fr. 200.— vom Kreisverband IIIa des V.S.K. (deutsch- 
sprachigoe Vereine des Kantons Bern und des 
freiburgischen Secbezirks) 


Diese Vergabung wird hiermit bestens verdankt. 


Offene Stellen 


Wir suchen tüchtige Depothalterin für unsere Ablage in See- 
dorf. Verlangt wird erfolgreich abgeschlossene Berufslehre, 
initiatives, selbständiges Arbeiten, gründliche Kenntnisse der 
Lebensmittelbranche und reiche Erfahrung im Verkauf von 
Textilien und Haushaltartikeln. Geboten wird gute Entlöh- 
nung, geregelto Arbeitszeit, freier Wochenhalbtag usw. Ein- 
tritt auf 1. Oktober oder 1. November 1953. Offerten sind 
zu richten an die Konsumgenossenschaft Aarberg, Postfach 
5123, Lyss (Bern). 


Wir suchen für unser Hauptgeschäft in Meiringen tüchtige, er- 
fahrene erste Verkäuferin, Gründliche Kenntnisse in der Le- 
bensmittel-, Haushaltungsartikel- und Manufakturwaren- 
branche erforderlich. Alter nicht unter 25 Jahren. Eintritt 
sofort, oder nach Übereinkunft. Offerten mit Lohnansprüchen 
erbeten an dio Verwaltung der Konsumgenossenschaft Mei- 
ringen. 


Gesucht zu baldigem Eintritt ganz tüchtige Filialleiterin. Offer- 
ten mit Zeugniskopien, Photo und Lohnansprüchen sind zu 
richten an K.G. Einwohnerverein Wädenswil. 


INHALT: Selte 
Der Kongress des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes 437 
Barometer der Wirischuft . . > 2 222. 40 
Milch, Milchhändler und Konsument . . . vv... 44l 
DeriWellhandel 19524. . 2 ca u ok 
Kreis V: Einladung zur Herbstkonferonz. . ..... 3 
Kreis VII: Einladung zur ordentlichen Herbatkonferenz 444 
Genossenschaftliches Seminar. » : ce... co. #4 
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Kleine Anzeigen . 


